
Ergänzungsvorschlag 

 

zum 

 

Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Entlastung der Familien sowie zur Anpassung 

weiterer steuerlicher Regelungen  

(Familienentlastungsgesetz) 

 

mit dem Ziel der 

 

Einführung eines „Tarifs auf Rädern“ zum dauerhaften Abbau der kalten Progression 

 

 

 

Der Artikel 3 (Weitere Änderung des Einkommensteuergesetzes) des Regierungsentwurfs 

eines Familienentlastungsgesetzes wird um den folgenden Punkt 8 erweitert. 

 

8. In § 32a wird folgender Absatz 2 angefügt:  

 

(2) Die in Absatz 1 normierte Tarifformel ist jährlich zu Beginn eines jeden 

Veranlagungszeitraumes und erstmals zum 1. Januar 2021 an die Entwicklung der 

Verbraucherpreise anzupassen. Für diese Indexierung ist ein Referenzwert zu verwenden, der 

nach folgender Formel ermittelt wird: 

 

 (1 + A) 
R = -------- * (1 + C) 

 (1 + B) 
 

Dabei sind: 

 

R = zu bestimmender Referenzwert zur Indexierung der Tarifformel für den 

Veranlagungszeitraum t, 

 

A = endgültige Veränderungsrate des jährlichen Verbraucherpreisindexes für das t 

vorvorausgehende Kalenderjahr gemäß Statistischem Bundesamt, 

 

B = prognostizierte Veränderungsrate des jährlichen Verbraucherpreisindexes für das t 

vorvorausgehende Kalenderjahr gemäß Herbstprojektion der Bundesregierung im t 

vorvorausgehenden Kalenderjahr, 
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C = prognostizierte Veränderungsrate des jährlichen Verbraucherpreisindexes für das t 

vorausgehende Kalenderjahr gemäß Herbstprojektion der Bundesregierung im t 

vorausgehenden Kalenderjahr. 

 

Zur Tarifindexierung sind der erste y-Koeffizient und der erste z-Koeffizient der Tarifformel 

durch den Referenzwert zu dividieren; die drei Konstanten der Tarifformel sind mit dem 

Referenzwert zu multiplizieren. Die so geänderten Werte der Tarifformel sind auf zwei 

Dezimalstellen nach dem Komma zu runden. Alle acht Tarifeckwerte sind mit dem 

Referenzwert zu multiplizieren und auf volle Euro-Beträge zu runden.  

Unter Berücksichtigung dieser Maßgaben beschließt der Bundestag mit Zustimmung des 

Bundesrates die geänderte Tarifformel jeweils im 4. Quartal des dem Veranlagungszeitraum 

vorausgehenden Kalenderjahres. 

 

 

 

Begründung 

 

Nach fünfmaligen diskretionären Anpassungen der Einkommensteuertarife 2016 bis 2020 an 

die Inflationsrate wird die kalte Progression für Veranlagungszeiträume ab dem Jahr 2021 

jährlich und regelhaft abgebaut. Hierzu wird ein „Tarif auf Rädern“ gesetzlich eingeführt. 

 

Der dazu neu eingefügte § 32a Absatz 2 EStG regelt, wie der ab dem Veranlagungszeitraum 

2021 geltende Einkommensteuertarif jährlich gesetzgeberisch neu zu normieren ist. Die 

Vorschrift beschreibt die Kalkulation des für die Tarifindexierung notwendigen 

Referenzwertes, der die Verbraucherpreisentwicklung abbildet. Hierfür ist eine Formel 

anzuwenden, die etwaige Fehler bei der Prognose vorangegangener 

Verbraucherpreisentwicklungen korrigierend berücksichtigt. Zudem werden Rechen- und 

Rundungsregelungen für die Koeffizienten, Konstanten und Eckwerte der Tarifformel 

festgelegt. 

 

Diese Normierung erfolgt mit dem Ziel, die durchschnittliche Steuerbelastung für 

entsprechend der Inflation gestiegene zu versteuernde Einkommen konstant zu halten. 

Ausgangspunkt dafür ist die Prognose des Verbraucherpreisindexes für das jeweils laufende 

Jahr, die die Bundesregierung im Rahmen ihrer jährlichen Herbstprojektion erstellt. Etwaige 

Prognosefehler sind im Folgejahr zu berücksichtigen. Dieses Indexierungsverfahren stellt 

sicher, dass die Entlastung der Steuerzahler mit Hilfe aktueller Verbraucherpreisdaten zeitnah 

und fair erfolgt.  

 

Für diese Tarifneunormierung startet im Anschluss an die Herbstprojektion der 

Bundesregierung das Gesetzgebungsverfahren für die jährliche Anpassung des § 32a Absatz 1 

EStG, so dass zum 1. Januar des Folgejahres die neue Tarifformel in Kraft treten kann.  
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Dem Gesetzgeber wird damit aufgegeben, erstmals im 4. Quartal 2020 eine entsprechende 

Neunormierung vorzunehmen, die dann für den Veranlagungszeitraum 2021 gilt. Am Beispiel 

dieser erstmaligen Neunormierung kann verdeutlicht werden, wie diese Tarifanpassung im 

Einzelnen zu erfolgen hat: 

 

Falls die Bundesregierung im Herbst 2020 gemäß ihrer Herbstprojektion für das Kalenderjahr 

2020 einen Anstieg des Verbraucherpreisniveaus um beispielsweise 2,0 Prozent gegenüber 

dem Vorjahr erwartet, muss die Tarifformel für den Veranlagungszeitraum 2021 um  

2,0 Prozent gegenüber dem Tarif 2020 angepasst werden.  

 

Dies gilt jedoch nur, wenn rückblickend die für den Tarif 2020 unterstellte Inflationsrate für 

2019 (hier 1,95 Prozent gemäß Entwurf FamEntlastG) auch dem im Herbst 2020 feststehenden 

Ist-Wert 2019 entsprochen hat.  

 

Wird hier jedoch eine Abweichung festgestellt, ist diese bei der Anpassung des Tarifs 2021 

nachträglich zu berücksichtigen. Falls beispielsweise der Verbraucherpreisanstieg 2019 statt 

der zunächst erwarteten 1,95 Prozent tatsächlich nur 1,90 Prozent betrug, ist diese Prognose-

abweichung von -0,05 Prozentpunkten im Herbst 2020 zu berücksichtigen. Der maßgebliche 

Referenzwert ergibt sich dann als Produkt der Prognose-Inflation 2020 (im Beispiel 1,02) und 

der Ist-Inflation 2019 (im Beispiel 1,019) geteilt durch die Ursprungsprognose-Inflation 2019 

(im Beispiel 1,0195). In diesem Beispiel beträgt der Referenzwert für die Normierung des Tarifs 

2021 rund 1,95 Prozent. 

 

Für die jährliche Neunormierung der Tarifformel mittels des Referenzwerts gelten folgende 

Rundungsregeln: Im Zuge der Indexierung sind die aus dem Einkommensteuertarif des 

Vorjahres stammenden acht Tarifeckwerte auf volle Euro-Beträge zu runden. Die 

entsprechenden Koeffizienten (im derzeitigen Tarif 2018: 997,8 und 220,13) und Konstanten 

(im derzeitigen Tarif 2018: 948,49 und 8.621,75 sowie 16.437,7) sind jeweils auf zwei 

Kommastellen zu runden. 

 

Die finanziellen Auswirkungen der jährlichen Neunormierungen sind aufgrund dieses 

Anpassungsverfahrens rechtzeitig kalkulierbar. So berücksichtigt der Arbeitskreis 

„Steuerschätzungen“ bereits traditionell die Prognosen der Frühjahrs- und Herbstprojektionen 

der Bundesregierung. Er kann also künftig auch die absehbaren Aufkommensauswirkungen 

des vorliegenden Gesetzes beziffern und damit weiterhin wie gewohnt wichtige 

Anhaltspunkte für die Aufstellungen der öffentlichen Haushaltspläne liefern. Zudem wird auf 

diese Weise verhindert, dass zulasten der Steuerpflichtigen Mehreinnahmen aus der kalten 

Progression bereits bei der Aufstellung künftiger Haushalte verplant werden.  

 


